
Der Volksau,rag „Klimanotstand im Kanton Solothurn“, und die 
anschliessende Mitsprache bei der Vernehmlassung zum 

„Massnahmenplan Klimaschutz“ 

„

Klima-Grosseltern Region Solothurn



Unser „Volksauftragflyer“ Das sammeln von 
Unterschriften von Juni – September 2020



Die Rückseite mit Wortlaut und Begründung 



Volksauftrag eingereicht am 2. November 
2020 mit 452 Unterschriften
Die Regierung des Kantons Solothurn anerkennt die Klimakatastrophe als zu 
bewältigende Krise
Wir beauftragen den Regierungsrat auf diese Krise zu reagieren, die Gesellschaft 
kompetent zu informieren und die Voraussetzungen zu schaffen, damit 
Bevölkerung und Wirtschaft des Kantons aktiv die notwendigen Änderungen 
mitgestalten.
Wir fordern keinen Notstand im institutionellen Sinn - bei dem die demokratischen 
Rechte des Volkes beschnitten werden - sondern klimagerechtes Handeln. 
Budgetgestaltung, Gesetze, Massnahmen, Beschlüsse usw. müssen auf das von der 
Schweiz ratifizierte Welt-Klimaabkommen von 2015 in Paris ausgerichtet werden. 
Die durchschnittliche Erderwärmung
soll 2 Grad Celsius nicht überschreiten und bis spätestens 2050 sind die CO2-
Emissionen auf netto Null zu senken.
Erneuerbare Energien müssen ab sofort vor CO2-belastende Investitionen gestellt 
werden und das Verursacherprinzip muss konsequent durchgesetzt werden.



Aktiv vor Regierungsgebäude bei der Eingabe 
und der Behandlung im Kantonsrat 



Der Regierungsrat des Kanton Solothurn wird beauftragt, die Gesellschaft 
über die Folgen des Klimawandels kompetent zu informieren und die 
Voraussetzungen zu schaffen, damit die Bevölkerung und Wirtschaft des 
Kantons aktiv die notwenigen Änderungen mitzugestalten.
Der Regierungsrat wird im Weiteren beauftragt, klimagerecht zu handeln 
sowie Budgetgestaltung, Gesetzte, Massnahmen, Beschlüsse usw. auf das 
von der Schweiz ratifiziere Welt-Klimaabkommen von 2015 von Paris 
auszurichten und in die Legislaturplanung aufzunehmen.

Das Verursacherprinzip wurde gestrichen!

Erheblicherklärung des Regierungsrates mit 
geändertem Wortlaut April 2020



Mit 59 Ja- und 32 Neinstimmen wurde im Kantonsrat mit abgeändertem 
Gesetzestext der UBWK (Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission September 
2021) der Volksauftrag deutlich angenommen. 23. März 2022

«Der Regierungsrat des Kantons Solothurn wird beauOragt, die GesellschaO 
über die Folgen des Klimawandels kompetent zu informieren und die 
Voraussetzungen zu schaffen, damit Bevölkerung und WirtschaO des Kantons 
akQv die notwendigen Änderungen mitgestalten.
Der Regierungsrat wird im Weiteren beauOragt, klimagerecht zu handeln 
sowie Budgetgestaltung, Gesetze, Massnahmen, Beschlüsse usw. auf das von 
der Schweiz raQfizierte Welt-Klimaabkommen von 2015 in Paris auszurichten 
und in der Legislaturplanung aufzunehmen.
Die CO2-Emissionen im Kanton Solothurn sind demzufolge durch 
SubsQtuQon fossiler Energien konQnuierlich zu reduzieren und der Ausbau 
erneuerbarer Energien und CO2- Senkung sind voranzutreiben.»



Massnahmenplan Klimaschutz 
Schlussbericht (Vernehmlassungsentwurf) 



Handlungsbedarf und Massnahmen im 
Kanton Solothurn 
Mit der Unterzeichnung des Übereinkommens von Paris und mit der 
langfris:gen Klimastrategie 2050 bekennt sich der Bund dazu, die 
direkten Treibhausgasemissionen der Schweiz bis 2050 auf neDo null 
und bis 2030 auf 50 % gegenüber 1990 zu senken (siehe Kapitel 1.3.1). 
Mit seinem Bekenntnis zum 1.5 °C-Ziel und zum Übereinkommen von 
Paris richtet sich der Kanton Solothurn nach den Zielen der langfris:gen 
Klimastrategie des Bundes (siehe Kapitel 1.3.1) und übernimmt den 
entsprechenden Absenkpfad für die Treibhausgasemissionen. Für die 
kantonale Verwaltung wird das Ziel «NeDo Null» (bezogen auf die 
direkten Emissionen) bis zum Jahr 2040 angestrebt. 



Vorgesehene Entwicklung der Treibhausgas-
Emissionen  



Arbeitsbeispiel am Thema «Verkehr» 
Der Sektor Verkehr ist mit 503'000°tCO2eq für rund 31 % der direkten 
Treibhausgasemissionen im Kanton Solothurn verantwortlich, womit der 
Handlungsbedarf sehr gross ist. Der auf kantonaler Ebene grundsätzlich
beeinflussbare Binnenverkehr macht dabei rund die HälOe aus. 

Bau- und planungsrechtliche Instrumente hinsichtlich Förderung des klimaverträgli-
chen Verkehrs opUmieren: 
Es werden konkrete Vorschläge und Empfehlungen erarbeitet zur OpUmierung von 
rechtlichen und planerischen Grundlagen auf Kantons- und Gemeindeebene 
hinsichtlich der Förderung des klimaverträglichen Individual- und Güterverkehrs (z. 
B. Planungs- und Baugesetz, Bauverordnung, Richt- und Nutzungsplanung, Zonen- / 
SonderbauvorschriZen, Baureglemente). Denkbar sind beispielsweise Vorgaben 
bezüglich LadestaUonen im öffentlichen Raum sowie bei grösseren Überbauungen
und Mehrfamilienhäusern, effiziente Parkplatzkonzepte (PW, E-Fahrzeuge, Velos, 
ÖV mit Park & Ride), Modalsplitvorgaben im Güterverkehr, Zonierung / Einteilung 
der Strassenräume, etc. 



Massnahmen: Langsamverkehr

Weiterführen und Ausbauen der Langsamverkehrsoffensive Solothurn 
(LOS) Ausdehnung der Langsamverkehrsoffensive der Region Solothurn 
(LOS) 
a) auf das ganze Kantonsgebiet 
b) auf die Förderung von Massnahmen über die 

Agglomera:onsprogramme hin- aus: adäquate (finanzielle) 
Unterstützung z. B. für Beratungen und spezifischer Weiterbildung 
für Gemeindeverantwortliche 

Rasche Realisierung von sicheren Schnellverbindungen für (E-)Velos. 



Massnahmen Öffentlicher Verkehr

Stärken des ÖV auf Kantonsstrassen 
Ausbau der Infrastruktur für den ÖV auf Kantonsstrassen, wie beispielsweise: 
• — Busspuren mit Priorisierung ÖV 
• — Schnellbuslinien 
• — ÖV-Drehscheiben (Umsteigepunkte) 
• — Anbindung ländliche Gebiete stärken z. B. durch Bus-on-demand, 

FahrgemeinschaOen (KollekQvverkehr, z. B. HitchHike Thal) 

Diese Massnahme ergänzt das erarbeitete Förderkonzept, das finanzielle 
Unterstützung für den ÖV ermöglicht und entsprechende Mehrkosten für
emissionsarmen ÖV übernimmt (z. B. E-Busse). Dabei ist der OpQmierung 
der Nutzung der Kantonsstrassen und des Verkehrsflusses Rechnung zu 
tragen. 



Wie weiter…

Die Klima-Grosseltern sind für die jetzt laufende Vernehmlassung des 
«Massnahmenplans Klimaschutz» eingeladen, welche bis zum 9. 
September 2022 offen ist.

Diese Vernehmlassung gibt uns die Gelegenheit, unsere Forderungen 
des Volksauhrags erneut in den Massnahmenplan Klimaschutz und in 
das Energiekonzept einzubringen.

Mit den anderen Umweltorganisa:onen des Kantons sind wir in 
Kontakt und werden uns koordinieren.


